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HINWEISE
für das Verhalten des Rechtsanwalts bei der Durchsuchung in 
Kanzleiräumen und bei der Beschlagnahme von Mandantenunterlagen 
durch staatliche Organe

1. Der Rechtsanwalt, der seine Handakte 
ohne Wissen und Zustimmung des Mandanten 
freiwillig zur Verfügung stellt oder herausgibt, 
verletzt seine Verschwiegenheitspflicht 
(§ 43 a I 1 BRAO), er begeht auch einen 
Geheimnisverrat (§ 203 StGB). Darüber hinaus 
vereitelt er mit der freiwilligen Herausgabe 
spätere Beschwerdemöglichkeiten für sich 
und für den Auftraggeber.

2.  Der Rechtsanwalt muss also darauf achten, 
dass die Beamten in dem Durchsuchungs- 
oder Beschlagnahmebericht vermerken, die 
Gegenstände seien „beschlagnahmt“ und 
nicht „freiwillig herausgegeben“ worden.
Es ist zweckmäßig, die beschlagnahmten 
Schriftstücke vor der Mitnahme durch 
die Beamten zu fotokopieren. Im übrigen 
sind selbstverständlich die Personalien der 
Beamten festzuhalten.

3. Die Anordnung der Durchsuchung und 
Beschlagnahme bestimmter Gegenstände in 
der Kanzlei des Rechtsanwalts ist nur dann 
zulässig, wenn der Durchsuchungsbeschluss 
den gesuchten Gegenstand konkret bezeichnet 
(§ 103 StPO). Fehlt es an diesem Erfordernis, so 
ist der Durchsuchungsbeschluss rechtswidrig

4. Die schriftlichen Mitteilungen zwischen 
dem Mandanten und dem Rechtsanwalt, seine 
Aufzeichnungen über die ihm anvertrauten 
oder sonst bei der Befassung mit dem Fall 
bekanntgewordenen Tatsachen und alle 
anderen Gegenstände, auf die sich sein 
Zeugnisverweigerungsrecht erstreckt, sind 
beschlagnahmefrei (§ 97 Abs. 1 Ziffer 2 und 
3 StPO); vgl. aber auch § 97 Abs. 2 StPO und 
Ziffer 7 dieser Leitsätze.

5. Die Anordnung der Beschlagnahme “der 
Handakten” des Rechtsanwalts ist daher 
grundsätzlich rechtswidrig. 
Der Rechtsanwalt muss die Beamten auf die 
Rechtswidrigkeit ihres Vorgehens hinweisen. 
Dies gilt erst recht für Amtshandlungen 

ohne richterlichen Beschluss unter dem 
Gesichtspunkt Gefahr im Verzuge. Der 
Anwalt wird sorgfältig zu prüfen haben, ob 
und in welcher Form er Widerstand gegen 
nach seiner Überzeugung rechtswidrige 
Maßnahmen leistet (§ 113 StGB!).
Sofortige Unterrichtung und Zuziehung 
eines Mitglieds des Vorstands der 
Rechtsanwaltskammer wird empfohlen.

6. Polizeibeamte dürfen Papiere - auch 
die Handakten des Rechtsanwalts - nicht 
durchsehen. Dieses Recht steht ausschließlich 
der Staatsanwaltschaft zu (§ 110 StPO), 
wobei nach Auffassung des Amtsgerichts 
Hanau (NJW 1989, S. 1493 und Nack in 
Karlsruher Kommentar, Rdziff. 15 zu § 97 
StPO) schriftliche Mitteilungen zwischen 
Verteidiger und Beschuldigtem die 
Staatsanwaltschaft ohne eigene Durchsicht 
dem zuständigen Richter zur Prüfung eines 
Beschlagnahmeverbots vorzulegen hat.

7. Die Beschränkungen der Beschlagnahme 
gelten nicht, wenn die Verweigerung des 
Zeugnisses Berechtigten einer Teilnahme 
oder einer Begünstigung, Strafvereitelung 
oder Hehlerei verdächtigt sind oder wenn es 
sich um Gegenstände handelt, die durch eine 
Straftat hervorgebracht oder zur Begehung 
einer Straftat gebraucht oder bestimmt sind 
oder die aus einer Straftat herrühren (§ 97 
StPO).

Im übrigen wird hingewiesen auf das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte vom 16.12.1992, NJW 1993, 
S. 718.


